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Wir machen unſere Leſer darauf aufmerkſam, daß die Erneuerung des Abonnements 
bei den Poſtanſtalten womöglich bis zum 21. d. Mts. geſchehen muß, wenn fie der regelmäßigen 
Lieferung der einzelnen Nummern ver ſichert ſein wollen. 


An unſere Leſer. 

Die erſte Ausgabe der Nr. 23. unſeres Blattes iſt heut 
Weich M Leitartikel, Der unter dem. Diel. Erik Wh 
unferer Veſchwerden, und dann Geld! die brennende Frage 
beſprach, welche jetzt im Hinblick auf die bevorſtehenden Wahlen 
das ganze Volk bewegt, mit Veſchlag belegt worden. Wir ver⸗ 
auſtalten im Intereſſe unſerer Leſer eine zweite Ausgabe mit 
Fortlaſſung des Leitartikels. Möge der weiße Raum zu unſeren 
Leſern ſprechen. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Die Friedenshoffuungen, welche man 
an die Konferenzen knüpfte, die in Paris ſtattfinden ſoll⸗ 
ten, find im Schwinden begriffen, da dieſe Konferenzen wohl 
als geſcheitert zu betrachten find. Außerdem hat Oeſterreich 
jetzt die ſchleswig⸗holſteinſche Sache an den Bund gebracht 
und gleichzeitig die holſteinſchen Stände einberufen. Gegen 
dieſes Vorgehen hat Preußen proteſtirt, und man ſagt, daß 
es die Rücknahme jener Einberufung der Stände verlangt 
habe, widrigenfalls es den Krieg als eröffnet betrachten werde. 
Die preußiſche Regierung meint, daß Oeſterreich dadurch, daß 
es die Sache an den Bund gebracht, den Gaſteiner Vertrag 
verletzt habe, und daß deshalb die getrennte Verwaltung der 
Herzogthümer aufhören müſſe. - 

Das Hauptereigniß der vorigen Woche iſt der eingetretene 
Wechſel im Finanzminiſterium. Herr v. Bodeljchwingh hat 
die nachgeſuchte Entlaſſung erhalten, und Herr v. d. Heydt, 
welcher ſchon von 1848 — 62 Mitglied der verſchiedenartigſten 
Miniſterien war, iſt ſein Nachfolger geworden. Man glaubt 
allgemein, daß Herr v. Bodelſchwingh N ift, weil 
er zu einigen finanziellen Maßregeln, deren © 
Minifter-Präfident für nothwendig hält, feine Zuſtimmung 
nicht geben wollte. Herr v. d. Heydt iſt im Jahre 1862 
zurückgetreten, weil er eine budgetloſe Verwaltung nicht für 
möglich hielt, jetzt ſcheint ſich feine Anſicht darüber weſentlich 
geändert zu haben. Ob es ihm aber gelingen wird, die Geld⸗ 
quellen ſo ergiebig fließen zu machen, wie ſie die Pläne unſe⸗ 
rer Regierung zu fordern ſcheinen, das iſt eine andere Frage; 
wir gab er wird auch bald am Ende feiner Kunſt fein. 

Neben der Ernennung des Herrn v. d. Heydt zum Finanz ⸗ 
miniſter macht noch eine andere Reaktivirung viel von ſich 
ſprechen, nämlich die des früheren Polizeiralh Stieber, 
welcher zur Zeit der neuen Aera ſein Amt aufgeben mußte. 
Man bringt ſeine jetzt erfolgte Anſtellung im außerordent⸗ 
lichen Polizeidienſt mit dem Attentat goen den Grafen Bis⸗ 
marck in Verbindung. Er fol den Auftrag haben, nachzu⸗ 


urchführung der 


forſchen, ob der verſtorbene Ferdinand Blind nicht Mitglied 
einer weitverzweigten Verſchwörung war. Obgleich in dieſer 
Beziehung nicht das geringſte Anzeichen vorliegt, ſo wollen 
viele Perſonen doch noch immer nicht daran glauben, daß 
Blind aus eigenem Antriebe im Fanatismus gehandelt hat. 

Die Darlehnskaſſenſcheine, über welche wir in unſe⸗ 
rer letzten Nummer uns ſehr ausführlich ausgeſprochen haben, 
nehmen noch immer das Intereſſe des Publikums vielfach in 
Anſpruch. Eine Anzahl von Genoſſenſchaften hat ſich ſchon 
dahin erklärt, daß ſie dieſe Scheine nicht in Zahlung nehmen, 
und ein ähnlicher Beſchluß iſt von einer in dieſen Tagen 
ſtattfindenden Verſammlung der hieſigen Konſumvereine zu 
erwarten. Die Stadtverordneten⸗Verſammlungen von Berlin 
und Stettin haben ſich dahin ausgeſprochen, daß dieſe Scheine 
an den ſtädtiſchen Kaſſen nicht anzunehmen ſeien; in beiden 
Orten aber haben die Magiſtrate einen entgegengeſetzten Be⸗ 
ſchluß gefaßt. Eine weſentliche Unterſtützung hat die Regie ⸗ 
rung bei einer Anzahl Berliner Banquiers gefunden, welche 
erklärt haben, daß ſie die neuen Scheine als voll in Zahlung 
nehmen werden; wir ſind ſehr begierig, ob der Patriotismus 
dieſer Herren auch noch Stich halten wird, wenn die Dar⸗ 
lehnskaſſenſcheine im Publikum nur zu einem geringeren als 
dem Nominalwerth genommen werden. 

Die Wahlen der Wahlmänner finden am 25. d. M., 
die Wahlen der Abgeordneten am 3. Juli ſtatt. Möge 
kein Wähler verſäumen, ſeine Pflicht zu thun. 

Die Nachrichten über die Wahlbewegung lauten aus dem 
ganzen Lande ſehr günſtig. In allen liberalen Vorſammlun⸗ 
gen ſpricht man ſich für die Wiederwahl der früheren Ver⸗ 
treter aus, und wo einzelne frühere Abgeordnete die Annahme 
eines Mandats ablehnen, da ſieht man ſich nach neuen Kan⸗ 
didaten von gleicher Geſinnung um. Es erlaubt uns der 
Raum unfered Blattes nicht, die einzelnen Programme und 
die Reden, welche in den zahlreichen Verſammiungen gehalten 
worden, mitzutheilen, wir müſſen uns dabei auf Einzelheiten 
beſchränken. So theilen wir hier den Schluß eines Schrei— 
bens mit, welches der Abg. Dr. Löwe⸗Calbe an ſeine 
Wähler gerichtet hat. Derſelbe lautet: 

„Das unverkümmerte Budgetrecht iſt der Mittel⸗ 
punkt des ganzen Streites. Wenn das erſt ſicher geſtellt iſt, 
dann werden alle die Reformen und Geſetze verlangt werden 
können, deren wir jo dringend bedürfen und die die Verfaſ⸗ 
ſung ſo beſtimmt verſprochen hat. Dann iſt es auch erſt 
möglich, eine Reform des Herrenhauſes durchzuführen, die für 
eine gedeihliche Entwicklung der Geſetzgebung unerläßlich iſt. 
Dann werden wir auch Geſetze über Gemeinde- und Kreis- 
Ordnung, Organiſatian der Schule, Verbeſſerung der Lage 
der Schullehrer und beſonders der Stenerreform erhalten 
können, welche in der Verfaſſung vorgeſehen find und trotz 
dem in dieſen 18 Jahren noch nicht erlangt ſind. Dann erſt 
werden wir unſer Heerweſen mit feinen Laſten geſetzlich ord⸗ 
nen können, da die jetzige Mobilifirung die meiften der Uebel⸗ 
ſtände, welche die Gegrer der Reorganiſatjon ihr immer vor ⸗ 
geworfen haben, im höchſten Grade aufgewieſen hat. Selbſt 
die deutfche Frage wird erſt dann ihre Löſung finden können, 
wenn das Volk des größten deutſchen Staates ſo viel Ein⸗ 
fluß auf die Politik ſeiner Regierung gewonnen hat, daß eine 
ſolche Lebensfrage, wie die über Krieg und Frieden, nicht 
gegen ſeinen Willen entſchieden werden kann. Dieſen noth⸗ 
wendigen Eir fluß auf die Regierung gewinnt es aber nur 
durch das Budgetrecht der Volksvertretung. Für die Er⸗ 
langung des vollen Budgetrechts des Abgeord- 
netenhauſes iſt der Augenblick jest gekommen. 
Wenn die Wähler von Bochum⸗Dortmund derſelben Meinung 
find, wenn fie ihre Abgeordneten beauftragen wollen, mit 


fefter Entſchloſſenheit dafür zu kämpfen, fo bitte ich 
um ihre Stimme bei der Wahl.“ . 
In Berlin hat der Abg. Tweſten einen ſehr ausführ- 
lichen Vortrag über die Stellung der Volksvertretung zur 
Regierung gehalten, dem wir Folgendes entnehmen: Die 
Staatsrenierung hat abermals an das Volk appellirt, aber 
es ſei nicht zu glauben, daß ſich die Meinung des letzteren 
dadurch geändert habe, daß die Regierung gegen die Ueber⸗ 
zeugungen des Volks und die Volksvertretung immer 
ſchroffer aufgetreten ſei, daß fe die Freiheit der Preſſe, 
die ſtaats bürgerlichen Rechte der Beamten und 
der Lehrer, die Selbſtverwaltung der Gemeinden, 
die Redefreiheit bis zu der Tribüne des Abgeord⸗ 
netenhauſes immer mehr zu beſchränken ſuche, oder gar 
dadurch, daß die Regierung gegen den Willen des Abgeord⸗ 
netenhauſes die auswärtige Politik fo geleitet habe, daß jetzt 
ein ſchwerer Krieg das Land bedrohe. Er ſei überzeugt, 
das preußiſche Volk werde ſich wieder in ſeiner großen 
Majorität gegen das jetzige Regierungsſyſtem ausſprechen. 
Man dürfe nicht hoffen, daß weitere liberale Konzeſſionen 
in Ausſicht ſtänden, wenn auch Graf Bismarck ein deutſches 
Parlament, allgemeines Stimmrecht und direkte Wahlen 
beantragt habe. Der große Staatsmann Stein fagte, man 
müſſe die Perſonen ändern, wenn man Syſtem 
und Maßregeln ändern wolle. Bei den bevorſtebenden 
Wahlen müſſe der Ruf ſein: andere Perſonen und ein 
tem. F 
a en 155 Wahrheit werden, daß gegen den Willen 
des Abgeordnetenhaufes keine Ausgaben gemacht werden dür⸗ 
fen, und es dürfen daber nur Männer gewählt werden, die 
dahin wirken, daß das Budgetrecht wieder hergeſtellt 
werde, das ſei die Vorbedingung jeder Verhandlung über 
Geldbewilligungen. Uebrigens bleibe das Programm der 
liberalen Parteien: Ausbau der Verfaſſung, 
Miniſter⸗Verantwortlichkeitsgeſetz, freie Kreis ⸗ 
und Gemeindeordnung, Abſchaffung eder Beſchrän⸗ 
kungen der Koalitionsfreiheit, Hebung der Aſſo. 
ziationen, Verbeſſerung des Volksunterrichts und 
Verminderung der Heereslaſten. Es giebt in Preußen 
und namentlich außer Preußen auch liberale Männer, welche 
der Meinung find, man müſſe im Falle eines Krirged einer 
jeden Regierung, welches Syſtem fie auch befolge, Geld be⸗ 
willigen. Ich ſage aber nein! In ruhigen Zeiten 
braucht man das Volk nicht; wenn man da ſeine Stimme 
mißachtete, haben wir ftets darauf hingewieſen: es wird 
eine Zeit kommen, wo die Regierung das Volk 
braucht, und dann wird das Volk der Regierung 
vorſchreiben, was es will. Sollten wir jetzt davon ab- 
ehen? 
5 Auch im Kriege iſt mit keiner Regierung eine 
Verſtändigung möglich, ſo lange nicht das Budget⸗ 
recht vollſtändig wieder hergeſtellt iſt. Das köante 
durch feierliche Anerk'nntniß, das könnte durch eine Dekla⸗ 
ration des Artikels 99 der Verfaſſung, das könnte mit 
materieller Garantie durch ein Geſetz geſchehen, welches 
beſtimmte: vom 1. Januar 1867 ab dürfen die 
direkten Steuern nicht früher und nicht in weiterem 
Um fange erhoben werden, als fie unter Zuftim- 
mung aller drei Faktoren in das Budget aufge⸗ 
nommen ſind. Mit einem ſolchen Geſetz könnten wir 
jeden ferneren Kampf aufnehmen. Aber die Volksvertretung 
allein werde nichts ausrichten, wenn nicht das Volk ſelbſt 
eintrete. So lange es Leute giebt, die wie die Aktionäre 
der Köln⸗Mindener Eiſenbenbahn, um ein gutes Geſchäft 
zu machen, einen verfaſſungswidrigen Vertrag abſchließen, 


durch welchen der Regierung viele Millionen zur Dispofition 
geſtellt werden, oder die ſich wie die Banquiers der Ber- 
liner Börſe zur Annahme der Darlehnskaſſenſcheine verpflich- 
ten, ſo lange wird es freilich dem Abgeordnetenhauſe ſchwer 
werden, gegen das jetzige Degierungsiyftem mit Erfolg anzu⸗ 
kämpfen. 

Das neue Abgeordnetenhaus muß auch während des 
Krieges den Willen des Volkes kundgeben, d. h. keine Be⸗ 
willigung machen vor erfolgter Aenderung der Perſonen und 
des Syſtems und vollſtändige Anerkennung des Budgetrechts. 
Ein anderes Programm könne man nicht aufftellen, da man 
nicht wiſſen könne, wie ſich die Lage geſtalten werde, und es 
komme daher nur darauf an, Männer zu wählen, deren Cha: 
rakter dafür bürge, daß ſie nach dem Willen des Volkes han⸗ 
deln werden. — Die Einmiſchung des Auslandes muß aber 
jedenfalls entſchieden zurückgewieſen werden. Frankreich hat 
das größte Intereſſe daran, die Uneinigkeit Deutſchlands fort⸗ 
dauern zu laſſen. Vor einem Kabinetskriege fürchtet ſich 
Frankreich nicht, wohl aber vor einem Nationalkriege, wie ihn 
der erſte Napoleon erlebt habe. Damals hat man das Volk 
mit Verheißungen abgeſpeiſt, jetzt müßten dieſelben verwirk⸗ 
licht werden. Nur wenn Preußen an der Spitze der Freiheit 
einhermarſchirt, kann es auch an die Spitze Deutſchlands 
gelangen. 


Genügt die Ausübung des Wahlrechtes? 

Durch die Verfaſſung haben wir eine große Anzahl von 
Rechten erhalten, welche uns allerdings nach dem natürlichen 
Rechte der Völker gehören, die uns aber lange Zeit hindurch 
entzogen worden waren. Unter ihnen iſt das vornehmſte Recht 
dasjenige, nach welchem wir durch unſere freigewählten Ver⸗ 
treter in den wichtigſten Fragen der Verwaltung unſeres 
Vaterlandes ein entſcheidendes Wort mitzuſprechen haben. 
Es kann kein neues Geſetz erlaſſen werden, wel⸗ 
ches nicht die Einwilligung der Volksvertreter 
hat. Um aber dieſes Recht auszuüben, müſſen wir die uns 
aus der Verfaſſung erwachſene Pflicht, uns an der Wahl 
unſerer Vertreter zu betheiligen, erfüllen. Jahre lang hat be⸗ 
kanntlich die entſchieden liberale Partei in Preußen ſich von 
dem Wahltiſch fern gehalten, weil fie fi nicht dazu ver⸗ 
ſtehen konnte, durch ihre Betheiligung an der Wahl die Ok⸗ 
troyirung des Wahlgeſetzes vom Fahre 1849 gut zu heißen. 
Was aber war die Folge ſolchen Verzichtens auf ſein Recht 
durch Nichterfüllung der gebotenen Pflicht? Zehn Jahre 
ſchwerer Reaktion geben Antwort auf dieſe Frage. 

Da kam endlich nach langem Harren ein Umſchwung in 
Preußen. Die für die Entwicklung unſeres Vaterlandes fo för⸗ 
derlichen liberalen Grundſätze fanden in der Regierung Aus- 
druck, und freudig eilte das Volk an den Wahlliſch. Das 
Reſultat jener und der ſich ſpäter in ſchneller Reihenfolge 
anreihenden Wahlen iſt bekannt, in der Geſchichte des Ver⸗ 
faſſungskampfes unſeres Vaterlandes wird die Feſtigkeit und 
die Ausdauer, mit welcher das ganze Volk am Wahltiſch 
jedesmal ſeine unveränderte Meinung ausſprach, ſtets ein her⸗ 
vorleuchtender Punkt ſein, der nachfolgenden Geſchlechtern eine 
Mahnung fein mag, es ihren Vätern in einem ähnlichen Falle 
gleichzu hun. Wenn nun aber hie und da einer auftritt, und 
darauf hinweiſt, daß dieſe eifrige Pflichterfüllung des Volkes 
demſelben ja doch nicht geholfen habe, ſeine Rechte ſo, wie es 
ſelbſt und feine Vertreter dieſelben aufgefaßt, zur Geltung zu 
bringen, ſo hoffen wir, ſolche Worte werden bei unſeren Mit⸗ 
bürgern keinen Eingang finden, ſondern jeder Einzelne wird 
ſich ſagen, daß er nicht werth ſei, ſich der Rechte des Bürgers 
eines konſtitutionellen Staates zu erfreuen, wenn er nicht 
eifrig ſich ſoweit an der Verwaltung des Staates betheiligt, 


als ihm dies durch die Verfaſſung geftattet iſt, nämlich durch 
Ausübung ſeines Wahlrechts. 5 

Wenn auch augenblicklich dieſe Ausübung des Wahlrechts 
nicht den gewünſchten Erfolg zu haben ſcheint, die Zuver⸗ 
ſicht möge in jedem Staatsbürger leben, daß der 
Erfolg nicht ausbleiben wird, und daß er um ſo 
ſchneller herbeigeführt wird, je reger jeder Ein- 
zelne ſich an der Wahl betheiligt. 

Es möge ſich daher Niemand von dem Wahltiſch fern 
halten, es möge jeder deſſen eingedenk ſein, daß es ſeine 
Pflicht iſt, öffentlich mitzuwirken zur Wahl der Männer, 
die er für geeignet hält, mitzuſprechen bei der Verwal⸗ 
{ang des Staates. 

Aber genügt es, bei dieſer einen Gelegenheit ſeiner Pflicht 
als Bürger eines konſtitutionellen Staats nachzukommen? 
Leider glaubt dies ſo mancher, und meint genug gethan zu 
haben, wenn er alle drei Jahre, oder nach Umſtänden auch 
noch öfter, an den Wahltiſch tritt und ſeine Stimme abgiebt. 
Das iſt aber nicht Alles, was ein guter Bürger zu thun hat, 
ſondern er muß bedenken, daß ein ſo hohes und ſo großes 
Recht, wie das Recht der Betheiligung an der Staatsverwal⸗ 
tung, nicht allein ſtehen kann, daß es nicht gleichſam in der 
Luft ſchweben kann, ſondern daß es geſtützt ſein muß durch 
eine Reihe von Rechten, welche zur Geltung zu bringen die 
Pflicht eines jeden Staatebürgers iſt. Denn wenn dieſe 
Stützen morſch ſind, wie ſoll das Gebäude ſelbſt 
ſeſtſtehen? 

Zu ſolchen Stützen gehören vor allem die einzelnen Rechte, 
welche die Verfaſſung uns gewährleiſtet: das Verſamm⸗ 
lungsrecht, das Recht der freien Meinungsäuße⸗ 
rung, das Petitionsrecht und das Recht der Preß- 
freiheit. Alle dieſe Rechte müſſen durch unſere Mitbürger 
fleißig geübt werden, und ſelbſt durch die engen Schranken, 


in welche fie theilweiſe durch die Ausführungsgeſetze gezwängt . 


ſind, ſoll man ſich nicht abhalten laſſen von der Uebung der⸗ 
ſelben. Möge das Volk nicht nur kurz vor den Wahlen zu⸗ 
ſammenkommen, und ſich flüchtig oder eingehend, je nachdem 
Zeit iſt, über die Perſonen der Männer beſprechen, welchen 
das höchſte Vertrauen geſchenkt werden ſoll, ſondern ſich oft 
und regelmäßig zuſammenfinden und ſeine Anſichten aus⸗ 
tauſchen über die Art und Weiſe, wie das Land verwaltet 
wird. 

Möge ſich bei ſolchen Verſammlungen und auch bei 
anderen ſich darbietenden Gelegenheiten Niemand bedenken, 
offen und frei ſeine Meinung zu ſagen, gleichviel ob er da⸗ 
mit Jemandem zu Liebe oder zu Leide ſpricht. Findet er 
und ſeine Freunde alsdann, daß etwas im Staate nicht jo 
iſt, wie es fein ſell, fo gehe er hin, und mache von feinem 
Rechte, ſolche Mißſtände zur Keuntniß der hohen und 
höchſten Behörden zu bringen, Gebrauch, und denke nicht: 
Ach, es hilft ja doch nichts! Möglich, daß es einmal und 
zweimal und dreimal nichts hilft, ſchließzlich hilft es doch, 
denn wenn allſeitig das Volk zeigt, daß es ſich dauernd 
um ſeine Rechte und deren Wahrung bekümmert, ſo wird 
man auch ſehr aufmerkſam auf ſeine Stimme hören. 

Aber nicht immer iſt ein Vorgang im Staateleben der 
uns mißfällt ſo angethan, daß er gleich Gelegenheit zur Aus⸗ 
übung des Petitionsrechtes giebt; dann iſt es Pflicht der 
Preſſe, ſich mit der gründlichen Beſprechung deſſelben zu 
beſchäftigen, um ihn dem Volke allſeitig klar zu legen. Daß 
bei ſolchen Beſprechungen auch oft ein tadelndes Wort über 
beſtehende Einrichtungen ertönen wird, läßt ſich natürlich 
nicht vermeiden, denn wenn man beſtrebt iſt, eine Beſſerung 


herbeizuführen, muß man zeigen, daß das Beſtehende ſchlecht 
oder ungenügend iſt, und man darf ſich nicht ſcheuen, dabei 
möglicherweiſe auch einmal nach dem jetzt beſtehenden Preß⸗ 
geſetze verantwortlich zu werden. Bei Ausübung dieſes 
Rechtes der Preßfreiheit nun kann die Menge des Volkes 
ſich allerdings nicht direkt betheiligen, aber ſie kann und muß 
zur Wahrung deſſelben beitragen, indem ſie den Blättern, 
welche eifrig und gewiſſenhaft die Rechte des Volkes zu ver⸗ 
theidigen ſtreben, die volle Theilnahme zuwendet. 

Jene Rechte des Volkes, durch deren Ausübung wir alſo 
das Hauptrecht des Volkes, die Theilnahme an der Geſetzge⸗ 
bung, ſtützen und ſtärken ſollen, ſie ſind aber nur dann von 
Werth, wenn ſie auch wirklich ſo gebraucht werden, daß ſie 
dieſen Zweck erfüllen, und das geſammte Volk fähig machen, 
die höchſte Pflicht zu erfüllen, welche der Bürger eines kon⸗ 
ſtitutionellen Staates erfüllen muß. Das Recht nämlich, 
durch ſeine frei gewählten Vertreter Theil zu 
nehmen an der Geſetzgebung des Staates, legt 
jedem Bürger die heilige Pflicht auf, ſich auch 
ſtreng innerhalb der Grenzen des Geſetzes zu be 
wegen, welche unter Mitwirkung dieſer Vertreter 
zu Stande gekommen ſind, und eifrig darauf zu 
achten, daß dieſe Geſetze auf keine Weiſe über ⸗ 
treten oder umgang en werden, und ſich davor 
zu hüten, in irgend einer Weiſe theilzunehmen 
an Handlungen, welche jenen Geſetzen nicht zu 
entſprechen ene oder auch nur die Möglich- 
keit folder Handlungen durch fein paſſives Ver⸗ 
halten för dern zu helfen. 

Nur indem jeder Bürger ſelbſt ſo in jeder Beziehung 1 
der ſtrengſten Geſetzlichkeit befleißigt, zeigt er, daß er voll⸗ 
ſtändig den Werth ſeiner verfaſſungsmäßigen Rechte begreift, 
und nur fo erfüllt er auch in Wahrheit vollſtändig die 
Pflichten, welche ihm der Genuß feiner Rechte auferlegt. 
Möge das jeder beherzigen, und möge ſich daran gewöhnen, 
daß die Pflichten, welche der Genuß unſerer ver⸗ 
faſſungs mäßigen Rechte uns auferlegt, dau⸗ 
ernde und immerwährende ſind und daß man keine 
Gelegenheit darf vorübergehen laſſen, dieſe Pflichten 
zu erfüllen. 
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Von der Brochüre: 9 
Die gewählte 


preussische Volksvertretung 


in der Winterſeſſion 1866 \ 
R , bft einem N 
Rückblick auf die Yefammtthätigkeit derſelben in der 
jetzt geſchloſſenen Legislaturperiode. 
Von Dr. Guſtav Lewinſtein. 
3 Bog. 8. Preis 4 Sgr. 
auf welche wir in der vorigen Nummer unſere Leſer 
aufmerkſam gemacht haben als beſonders geeignet zur 
Vertheilung in den Wahlkreiſen, liefert die Verlags- 
buchhandlung von Franz Duncker in Berlin gegen 
Baareinſendung von 
1 Thlr. 12 Exemplare. 
2 7 25 . 
5 „ 1 5 
Die Einſendung des Geldes kann durch Poſtanwei⸗ 
ſung mit einfacher Bezugnahme auf das untenſtehende 
Datum dieſer Mittheilung erfolgen. 
Berlin, den 7. Juni 1866. * 
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